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II- ~111 der Beilagen zu ,den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
; 

XII. Gesetzgebungsperiode 

P .. 5. M a; <f971 ras. : ___ ----'B~_ No. Sr 
A n fra g. e 

der Abgeordneten KERN 

und Genossen 

an den Herrn Bundeskanzler 

betreffend den Bericht der Bundesregierung über die Vergabe 

von Subventionen im Jahre 1969 

Die Anfragebeantwortung 48l/ABdes Herrn Bundeskanzlers zur 

Anfrage 454/J der Abgeordneten Kern und Genossen betreffend den 

Bericht der Bundesregierung über die Vergabe von Subventionen 

im Jahre 1969 birgt zahlreiche Widersprüche und Unklarheiten 

in sich, insbesondere auch im Hinblick auf die seinerzeitige 

Anfragebeantw'ortung 343/ AB. 

Die unterzeichneten Abgeordneten mußten den Eindruck gewinnen, 

daß die Bundesregierung bei Erstellung des sogenannten Subven­

tionsberichtes keinerlei einheitliche Vorstellung über den 

diesem Bericht zugrundeliegenden Subventionsbegriff besaß, noch 

daß sie heute eine solche besitzt. 

Zur Aufhellung des gesamten Sachverhaltes richten die unter­

zeichneteri Abgeordneten daher an den Herrn Bundeskanzler folgende 

A n fra g e: 

1) Welchen genauen Wortlaut (Fotokopie) hat das Rundschreiben 

des Bundesministeriums für Finanzen an die Ressorts vom 

8.6~197o, Zl. lo6.932-I/7o ? 

2) In Ihrer Antwort 343/AB vom 2.Februar 1971, Seite 3 ~md 4 

sagen Sie ausdrücklich, daß laut Rundschreiben des Bundes-· 

ministeriwns für Finanzeni'die Ausgaben der Ansätze Förde­

rungsausgaben/ gesetzliche Verpflichtungen in die Subven­

tionsübersicht einzubeziehen" waren und daß "das Bundes-
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ministerium für soziale Verwal tung die.' Aufnahme der Auf­

wendungen nach dem Krankenanstaltengesetz sowie verschie­

dener Förderungsermessensausgaben abgelehnt habe, da. nach 

seinem ·Dafür~en in diesen Fällen kein echter Subventions­

tatbestand gegeben sei." 

In Ihrer spä terenAnfragebean i:;wortung h8ll AB vom 1. Apri.l 1971 

hingegen führen Sie die vom Sozialminister entgegen dem Rund­

schreiben des Finanzministeriums nicht angegebenen Subventionen 

Cl.n und f'ühren ,jedoch wei ter aus, daß diese Förderungsansätze 

an.geblich "~t::.i t jeher einveIpebmlich mi t dem Bundesminist~~.m 

für Finanzen nicht als Arlsä tze für Subventionen im eigen t- . 

lichen Sin.n angesehen" wurden. 

Wenn diese Ansätze sei t jeher n:Lcht als Subventionen im 

eigentlichen Sinn angesehen "Ifurden, weshalb wurde dann vom 

Bundesministerium für Finanzen ein gegenteiliges Rundschrei­

ben erlassen ? 

J) In Ihrer Anfragebeantvlortung 343/AB führen Sie auf Seite] au,'3 ~ 

daß "in den Subvention.sbericht GEldzuwendungen an Dri tte oh.ne 

UTUIÜ tte]_bare Gegenleistung sowie ohne RUGkzah.lungsverpflioh­

tung bei ordnungsgemäßer Verwendung dei' Sub"v"en-tion aufgenommen" 

"'lurden, wobei dem i1finanztechnischen F"örderu.ngsbegrifi' der 

Erläuterungen' zum Bundesfinanzgesetz 11 insofern gef'olgt'i1'u.rde, 

Ital s es sich um Zuschüsse an Dri tte zur ERfüllung i·drtschaf't:­

licher, kul tureller, sozialer und sport1icher Aufgabenha:nde.l t 0 

Nach dieser Definition hätten alle im Bundesf'i.nanzgesetz mit 

der Unterteilung sechs (Fördertmgsausgaben- Zuschüsse) . {Er­

messenskredite) "bezeichneten 'Ansätze in den Subventionsbe­

richt aufgenommen w·erden müssen. 

Auf' die unsystematische und anscheinend willJ.<.:Url:i.che Auswah.l 

einzelner Poste"n zwecks Aufnahme in den sogEmann ten Suhvent:Lo:ns·, 

berich t aufmerksam gemach t ~ behaupten Si.e nun in Ihrer A.l1.rre.ge,,· 

beantwortung 4811 AB, daß die vom SoziaJ_rninis ter nichtaui'ga-

nommenen Subventionen keine Subven tionen l im ,!Jig(~!'l1]j-c}},!;E_,_§L1}!!; 

seien. 

Diese Aussage steht in krassem liiderspruch zu der 'in Ihrer 

Anfragebean.twortung 434/AB zu Frage J \u:.d 2 gegebenen Sub­

ventionsdefinition - wobei damals ausdr.ücklich nach dem 

diesem' Bericht zugrundeliegenden Sl-!12.Y.2E...bi.onsbegr~U1:. gei'ragt 

worden war - nach der diese Ansätze alle: in dep. Bericht 
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aufgenommen hätten werden müssen~ Von Subventionen im 

eigentlichen und nichteigentlichen Sinn war dort nicht die 

Rede. 

Wie erklären Sie diesen 1viderspruch ? 

4) In Ihrer Anfragebeantwortung 481jAB Punkt 3 führen Sie aus, 

daß die Zahlungen Zllm Anleihedienst der Wohnbaufonds (Unter­

teilung 4, Förderungsabgaben) (Gesetzliche Verpflichtungen) vom 

Bundesminister für Bauten und Technik deshalb nicht in den 

sogenannten. Subventionsbericht aufgenommen wurden, weil es 

sich dabei um Verpflichtungen des Bundes handelt und diese 

Zahlungen daher keine Subventionen darstellen. 

Entgegen' di.eser Defini tion haben Sie jedoch z .B. beim Kapitel 

Land- und Forstwirtschaft den Ansatz 62124 Zuschuß zum Ge­

bartingsabgang des Milchwirtschaftsfonds - auch hier handelt 

es sich um eine gesetzliche Verpflichtung des Bundes - in 

den Bericht aufgenommen. 

a) Wie erklären Sie diesen Widerspruch ? 

b) Welche .Ansätze auf Grund von Verpflichtung~n des Bune.es 

haben Sie außer dem Ansatz 6212l~ entgegen Ihrer in der 

Anfragebeantwortung 481/AB unter Punkt 3 gegebenen De­

finition in den sogenanp.ten Subventionsbericht noch 

aufgenommen ? 

c) Warum wurden gerade diese Ansätze aufgenommen?' 

5) Sie führen in Ihrer Anfragebeanh"ortung h8l/AB unter Punkt 6 

aus, daß sich die Mitglieder der Bundesregierung darüber ge­

einigt hätten, daß die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen 

ge,.,ährten und e.her "Kos tenersa tzcharakter aufweisenden Aus­

gaben"nicht in den Subventionsbericht aufzunehmen sind o 

a) Was sind "eher Kostenersatzcharakter auf"leisende Ausgaben"? 

(Geben Sie die dem Ministerratsbeschluß vom 27.0ktober 1970 

dafür zugrundegelegte Definition an) 

b) Welcher Unterschied besteht nach Auffassung der Bundes­

regierung zwischen Subventionen die "eher Kostenersatz­

charakter aufweisen lt , und solchen, die von vornherein 

beim Subventions empfänger keine oder geringe Kosten ent­

stehen lassen '/ 
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6) In Ihrer Anfragebeanhfortung 48l/AB, Seite 5 Punkt 7 führen 

Sie aus, daß Sie den Bericht nur deshalb nicht auf eine 

wissenschaftliche Grundlage, .die eine fundierte· Aussage über 

die Echt-begünstigten beinhaI tet hätte, erstell t haben, ,,,eil 

dies eine mehr als ~ halbjährige Verzögerung der Vorlage 

dieses Berichtes im Parlament verursacht. hätte. Durch die 

mangelhafte Erstellung dieses keinen. wahren Aussage"t.ert ent­

haltenden Berichtes, liegt dieser jedoch jetzt ebenfalls bereits 

ein halbes Jahr im Hause o 

Welche Hotive, außer politische und propagandistische, waren 

dafür maßgeblich, daß Sj_e diesen Bericht, der keinerlei Aussage­

fähigkeit über die Echtbegünstigten enthält und ohne wissen­

schafl tiche Grundlage erste_lI t worden ist, dem Parlament so 

vorschnell zugeleitet haben ? 
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